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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
1977, mit dem das Vertragsbediensteten­
:gesetz 1948 geändert wird (24. Vertrags­

bedienstetengesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das V. ertragsbedienstetengesetz 1948, BGBL 
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 292/1976, wird wie folgt geändert: 

1. § 1S erhält folgende Fassung: 

,,§ 15. übe r s tell u n g 

(1) überstellung ist die Einreihung eines Ver­
tragsbediensteten in eine andere Entlohnungs­
gruppe. 

ObersteIlung 

von der I . in die 

Entlohnungsgruppe 
gemäß Ab •• 2 Z. 

1 2 

1 3 

1 3 

2 3 

2 3 

Ausbildung im Sinne der für 
Beamte geltenden gemeinsamen 

Anstellll1lgserfordernisse 

mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium 

in den übrigen Fällen 

mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium 

in den übrigen Fällen 

Zeitraum 

Jahre 

2 

4 

6 

2 

4 

(S) Erfülltem Vertrags bediensteter das 1m 
Abs. 4 angeführte Erfordernis des abgeschlos­
senen Hochschulstudiums' erst nach der über­
stellung in eine der im Abs. 2 Z. 3 angeführten 

(2) Für die Ermittlung des in der neuen Ent- Entlohnungsgruppen, sind seine Entlohnungsstufe 
10hnungsgruppe gebührenden Monatsentgelts und sein Vorrückungstermin mit Wirkung vom 
werden die Entlohnungsgruppen wie folgt zu- Tag der Erfüllung dieses Erfordernisses entspre-
:sammengefaßt: chend dem Abs. 4 neu festzusetzen. 

1. Entlohnungsgruppen b, c, d, e, p1 bis p 6, I 

12h und! 3; 
2. Entlohnungsgruppen 12a; 
3. Entlohnungsgruppen a, 1 pa und I 1. 

(6) Wird ein Vertragsbediensteter in eine nied-­
rigere Entlohnungsgruppe überstellt, so gebühren 
ihm die Entlohnungsstufe und der Vorrückungs­
termin, die sich ergeben hätten, wenn er die 

(3) W, ird e,in, ,Ve~trag~bediens.teter a,'us einer I Zelt, dIe für dIe, Vorrückung m der blshengen 
Entlohnungsgruppe m eme gleIchwertIge oder Entlohnungsgruppe maßgebend war, als Ver­
höhere Entlohnungsgruppe derselben Ziffer des tragsbediensteter der niedrigeren Entlohnungs­
Abs. 2 überstellt, so ändern sich seine Entloh- gruppe zurückgelegt hätte" 
nungsstufe und sein Vorrückungstermin nicht. (7) Ist ein Vertragsbediensteter in eine höhere 

(4) Wird ein Vertragsbediensteter aus einer 
Entlöhnungsgruppe in eine höhere Entlohnungs­
gruppe einer anderen Ziffer des Abs . .2 überstellt, 
so gebühren ihm die Entlohnungsstufe und der 
Vorrückungstermin, die sich ergeben würden, 
.wenner die Zeit, die für die Vorrückung in 
.seiner bisherigen Entlohnungsgruppe maßgebend 
war, in dem Ausmaß in der neuen Entlohnungs­
gruppe zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die 
ln der folgenden Tabelle angeführten Zeiträume 
übersteigt: 

Entlohnungsgruppe überstellt worden und wird 
er nachher in eine niedrigere Entlohnungsgruppe 
überstellt, so ist er so zu behandeln, als ob er 
bis zur übersteIlung in die niedrigere Entloh­
nungsgruppe in der Entlohnungsgruppe geblieben 
wäre, aus der er in die höhere Entlohnungs-
gruppe überstellt worden ist. ' 

(8) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen 
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monatsent­
gelt, das dem' Vertragsbediensteten jeweils in 
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen 
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2 502 der Beilagen 

würde, so gebührt dem Vertragsbediensteten eine 
Erg'änzungszulage auf dieses Monatsentgelt. Ist 
das Monatsentgelt, das der Vertragsbedienstete 
bei einer ÜbersteIlung in eine niedrigere Ent­
lohnungsgruppe erhält, niedriger als das bisherige 
Monatsentgelt, so gebührt dem Vertragsbedien­
steten eine nach Maßgabe des Erreichens eines 
höheren Monatsentgeltes einzuziehende Ergän­
zungszulage auf das bisherige Monatsentgelt. 
Dienstzulagen sind, soweit sie nur für die Dauer 
einer bestimmten Verwendung gebühren, bei der 
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen 
Monatsentgelt nicht zuzurechnen." 

2. Die §§ 15 a und 15 b werden aufgehoben. 

3. § 26 Abs. 2 Z. 6 erhält folgende Fassung: 

,,6. bei Vertragsbediensteten, die in die Entloh­
nungsgruppen a, b, 1 pa, 1 1 oder I 2 auf­
genommen werden, die Zeit des erfolgrei­
chen Studiums an einer höheren Schuie bis 
zu dem Zeitpunkt, an dem der Vertrags­
bedienstete den Abschluß dieser Ausbildung 
auf Grund der schulrechtlichen Vorschriften 
frühestens hätte erreichen können; mög­
liche schulrechtliche Ausnahmegenehmigun­
gen sind nicht zu berücksichtigen. Als Zeit­
punkt des möglichen Schulabschlusses ist 
bei Studien, die mit dem Schuljahr enden, 
der 30. Juni und bei' Studien, die mit dem 
Kalenderjahr enden, der 31. Dezember an­
zunehmen ;" 

4. Die Abs. 6 und 7 des § 26 erhalten folgende 
Fassung: 

,,(6) Die im Abs. 2 Z. 1 angeführten Zeiten 
sirid im vollen Ausmaß voranzusetzen, wenn sie', 
nach Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse, 
für die Erlangung von Dienstposten der Verwen­
dungsgruppe, die der Entlohnungsgruppe, in die 
die Aufnahme erfolgt, entspricht, und in einer 
Verwendung' zurückgelegt worden sind, die der 
Verwendung. in der Entlohnungsgruppe, in die 
die" Aufnahme erfolgt, mindestens gleichwertig 
ist; soweit solche Zeiträume diesen Voraussetzun­
gen nicht entsprechen, sind sie in dem Ausmaß 
voranzusetzen, in dem sie im Falle einer über­
stellung aus der entsprechenden niedrigeren Ent­
lohnungsgruppe in die höhere Entlohnungs­
gruppe gemäß ,§ 15 für die Vorrückung anrechen-
bar wären. ' 

maß voranzusetzen, in dem sie bei der ,Überstel­
,lung aus de~ Jer Vorbildung entsprechenden 
niedrigeren Entlohnungsgruppe in die Entloh­
nungsgruppe, in der die Aufnahme erfolgt, ge­
mäß § 15 für die Vorrückung, anrechenbar 
wären." 

5. Dem § 26 wird angefügt: 

,,(10) Wird ein Vertragsbediensteter in eine 
der im Abs. 2 Z. 6 angeführten Entlohnungs­
gruppen überstellt, so ist sein Vorrückungsstich­
tag mit Wirkung vom Tag der Überstellung 
insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwen­
dung des Abs. 2 Z. 6 bis 8 eine Verbesserung 
für seine neue Entlohnungsgruppe ergibt. Soweit 
sie in Betracht komllfen, sind hiebei die Abs. 4, 
5, 7 und 8 anzuwenden." 

6. An die Stelle der §§ 27 bis 29 treten fol­
gende Bestimmungen: 

,,§ 27. Anspruch auf Erholungsur-
1 a u b 

(1) Der Vertragsbedienstete hat in jedem Ka­
lenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub. 

(2) Der erstmalige Anspruch auf Erholungs­
urlaub entsteht, wenn das Dienstverhältnis un­
unterbrochen sechs Monate gedauert hat. 

§ 27 a. Aus maß des E rho 1 u n g s u r­
laubes 

(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Ka­
lenderjahr: 

1. 24 Werktage bei einem Dienstalter von we­
niger als zehn Jahren, 

2.26 Werktage bei einem Dienstaltervon zehn 
Jahren, 

3.30 Werktage bei einem Dienstalter von 
18 Jahren. ' 

(2) In dem Kalenderjahr, in dem das Dienst­
verhältnis als Vertragsbediensteter begründet 
wurde, beträgt das Urlaubsausmaß für jeden be­
gonnenen Monat des Dienstverhältnisses ein 
Zwölfte! des jährlichen Ausmaßes. Hat das 
Dienstverhältnis in diesem Kalenderjahr ununter­
brochen sechs Monate -gedauert, so gebührt der 
volle Erholungsurlaub. 

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines 
(7) Die in Ab;'. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8 uI).d Karenzurlaubes (§ 29 b), so gebührt ein Erhö­

Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne weitere lungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht 
Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach der Er- worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die 
füllung der gemeinsamen Erfordernisse für die Dauer des Ka~enzurlaubes verkürzten Kalender­
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs- jahr entspricht. 
gruppe, die der Entlohnungsgruppe entspricht, 
in die die Aufnahme erfolgt, zurückgelegt wor- (4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Ur.,. 
den sind. Soweit solche Zeiträume diesen Voraus-' laubsausmaßes Teile von Tagen, so sind sie auf 
setzungen nicht'entsprechen, sind sie in dem Aus- ganze Tage aufzurunden. 
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(5) Stichtag für die 'Ermittlung des Urlaubs­
ausmaßes . ist jeweils der 1. Juli. Das für das 
höhere -Urlaubsausmaß maßgebende Dienstalter 
gilt auch dann als am 1. Juli erreicht, wenn es 
vor Ablauf des dem Stichtag folgenden 30. Sep­
tember vollendet wird. 

(6) Unter Dienstalter im Sinne der Abs. 1 bis 
5 ist die Zeit zu verstehen, die für die Vorruk­
kung - in höhere Bezüge maßgebend ist; zum 
Dienstalter zählt für die Ermittlung des Urlaubs­
ausmaßes auch eine vor dem 18. Lebensjahr in 
einem' Dienstverhältnis; zum Bund zurückgelegte 

. Zeit. Zeiten, die dem: Vertragsbediensteten wegen 
der übersteIlung in eine höhere Entlohnungs­
gruppe nicht angerechnet wurden, sind für den 
Urlaub in dem Ausmaß anzurechnen, in dem sie 
in einer niedrigeren' Entlohnungsgruppe 'an­
rechenbar wären. Dem Vertragsbediensteten, der 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium aufweist 
und einer Entlohnungsgruppe angehört, für die 
die volle Hodlschulbildung vorgeschrieben ist, ist 
die Zeit dieses Studiums für die Bemessung des 
Urlaubsausmaßes bis' zu einem. Höchstausmaß 
von fUnf Jahren anzureChnen. Der für das Stu­
diu11i angeredmete Zeitraum' vermindert sich 
insoweit,' als. dem Vertragsbediensteten die Zeit 
des Studiums bei der Feststellung des Dienstalters 
bereits berücksichtigt wurde. 

§ 27 b. E r h ö h u n g des 'U rl a u b sau s­
maßes für Invalide 

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf 
Erhöhung des· ihm gemäß § 27 a gebührenden 
Urlaubsausmaßes um zwei Werktage, wenn am 
Stichtag (§ 27 a Abs .. 5) eine der folgenden Vor-
aussetzung~n gegeben ist: -

. 1. Bezug einer Rente auf Grund des Kriegs­
oplerversorgungsgesetzes' 1957, BGBl. 
Nr. 152, des Opferfürsorgegesetzes, BGBL 
Nr. 183/1947, o-der des Heeresversorgungs-

. gesetZes, BGBl.Nr. 27/1964, wegen Minde­
rung der Erwerb--sfähigkeit; 

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienst­
unfalles oder einer Berufskrankheit im 
Dienste einer Gebietskörperschaft; 

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 
oder 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des Bun­
desgesetzes BGBl. Nr. 329/1973; 

. 4. Besitz . einer, Gieidi.stellungsbescheinigung ge­
mäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs­
gesetzes 1953, BGBL Nr. 21, in der Fassung 
.des. Bundesgesetzes BGBL Nr. 55/1958 oder 
gemäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs­
. gesetzes 1969 in der Fassung vor dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr.329/1973. 

(2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von 
zwei Werktagen erhöht sich 
bei einer MlOderung 
der Erwerbsfähigkeit 

von mindestens 

40 v. H. auf ................ 4 Werktage, 
50 v. H. auf ................ 5 Werktage, 
60 v. H. auf ............... , 6 Werktage. 

(3) Der blinde Vertragsbedienstete hat jeden~ 
falls Anspruch auf Erhöhung des Urlaubsaus­
maßes um sechs Werktage. 

(4) Für Kalenderjahre, in denen dem Ver­
tragsbediensteten im Zus3!mmenhang mit den 
im' Abs. 1 angeführten Voraussetzungen Dienst­
befreiung gemäß § 24 a gewährt wurde, gebührt 
keine Erhöhung des Erholungsurlaubes. 

§ 27 c. Er hol u n g s u rl a u b bei F ü n f­
tagewoche 

(1) Gilt für einen Vertragsbediensteten die 
Fünftagewoche, so ist das Ausmaß' des gebüh~ 
renden Erholungsurlaubes (§§ 27 a und 27 b) in 
der Weise umzurechnen, daß an die Stelle von 
sechs Werktagen fünf Arbei~stage treten. 

(2) Ergeben sich bei der Umrechnung ge­
mäß Abs. 1 Teile von Arbeitstagen, so sind 
diese auf ganze Arbeitstage aufzurunden. 

(3) Ist das Urlaubsausmaß eines Vertragsbe­
diensteten auf Arbeitstage umzurechnen und fällt 
während derZeit seines Erholungsurlaubes ein 
gesetzlicher Feiertag auf einen Samstag, so hat 
er Anspruch' auf einen zusätzlichen Urlaubstag. 
Der Anspruch auf einen zusätzlimen Urlaubstag 
besteht auch dann, wenn ein Samstagfeiertag an 
das Ende eines mindestens fünf Tage dauernden 
Erholungsurlaubes anschließt. . . 

§ 27 d. E rho I u n g s u r lau bb ei li n­
regelmäßiger Dienstzeit 

(1) Versieht ein Vertrags bediensteter Smicht:­
oder Wemseldienst im Sinne des § 28 Abs. 4 
der Dienstpragmatik in Verbindung mit § 20 
dieses Bundesgesetzes, so kann die Dienst­
behörde, wenn dies im Interesse des Dienstes 
geboten erscheint und den Interessen der Bedien.­
steten nicht zuwiderläuft, das in den. §§ 27. a . 
und 27 b genannte Urlaubsausmaß in Stunden 
ausdrücken. . 

(2) Unterliegt der Vertragsbedienstete emem 
verlängerten Dienstplan im Sinne des § 28 
Abs. 5 der- Dienstpragmatik, .so erhöht sich die 
$tundenzahl (Abs. 1) entspremend. 

(3) Dem Vertragsbediensteten, dessen Urlaubs"­
ausmaß in Stunden ausgedrückt ist, sind für die 
Zeit seines Erholhngsurlaubesso .viele Urlaubs­
stunden als verbraucht anzuremnen,' als er in 
diesem Zeitraum' nach dem Dienstplan Dienst 
zu leisten hätte. 

2 
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(4) Ergeben 5ith bei der Umrechnung des Ur­
laubsausmaßes Bruchteile von Stunden, so sind 
diese auf ganze Stunden aufzurunden .. 

(5) Bei Wegfall der Voraussetzungen für die 
Umrechnung des Erholungsurlaubes gemäß Abs. 1 
ist ceiniloch ausstehender Urlaubsrest von Stun­
den auf Werk(Arbeits)tage _umzurechnen. Er­
geben sich bei dieser Umrechnung Bruchteile eines 
Werk(Arbeits)tages, so. ist dieser Teil des Er­
h6lungsurlaubes weiterhin nach Stunden zu ver­
brauchen. 

§27 e. Ver b ca u (; h des E rho I u n g s­
urlaubes 

über den Verbrauch des Erholungsurlaubes 
ist rechtzeitig vor jedem Urlatibsantritt unter 
Berücksichtigung der dienstlichen Interessen eine 
Vereinbarung zu treffen, wobei auf die per­
sönlichen Verhältnisse des Vertragsbediensteten 
:l.ngemessen Rücksicht zu nehmen ist. Der Ver­
tragsbedienstetehat Anspruc.h, soweit l).ic.ht zwin­
gende dienstliche -Gründe entgegenstehen, die 
H;ifftedes Erholungsurlaubes ungeteilt zu ver­
brauchen. 

§ 2H. Vo:rgriH auf künftige Ur­
lau hsa n s p r ii c:h e 

Dem Vertragsbediensteten kann bei Vorliegen 
b~son-derS - beiücksichtigungswürdiger Umstände 
aufseinen Antrag der Verbrauch des ganzen oder 
eines-Teiles des im nächsten Kalenderjahrgehüh­
renden Erholungsurlaubes gewährt werden. 

tragsbediensteteohne. schuldhifte -Verzögerung 
ein ärztliches Zeugnis oder -eine Bestätigung des 
zuständigen Krankenversicherungsträgersü~er 
Beginn und Dauer der Dienstunfähigkeitvorzu~ 
legen. Erkrankt der Vertragsbedienstete während 
eines Erholungsurlaubes im Ausland, so ist dein 
ärztlichen Zeugnis eine behördlic.he Bestätigung 
darüber beizufügen, daß -es von einem zur Aus­
übung des Arztberufes zugelassenen Arzt --ausge­
stellt wurde. Eine solche behördliche Bestätigung 
ist nicht ,erförderlic.h, wenn die ärztliche Behand­
lung (stationär oder ambulant) iri einer Kranken­
anstalt erfolgt und hiefür eine Bestätigurl$ die­
ser Anstalt vorgelegt wird. Komlffit der Ver­
tragsbedienstete diesen Verpflic.htungennicht 
nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden. 

- -

(3) Für Vertugs\Jedienstete, die bei einer 
Dienststelle des Bundes im Ausland verwendet 
werden _und dort wohnen, gilt der Staat, in dem 
diese Dienststelle liegt dder für den -sie zuständig 
ist, als Inland. 

(4) Erkt;ankt ein Vertragsbediensteter, der wäh­
rend eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungs­
zweck ., des Urlaubes widersprechenck Erwerbs­
tätigkeit ausübt, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden, 
wenn die Erkrankung mit dieser Erwerbstätigkeit 
in ursächlichem Zusammenhang steht. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten 
auch für den Vertragsbediensteten, der infolge 
eines Unfalles dienstunfähig war. 

§27-g. Erkran-kung während 
Kr ho Iu n g s ti rla ub es 

§ 27 h. V e rf a 11 _d e s E l' ho 1 u n g s u T-

des laubes 

(1) Erkrankt ein Vertragsbediensteter während 
des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlic.h oder 
gr.ob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind 
aiJf Wer~tage .(Arbeitstage) fallende Tage der 
Erkrankung, an denen der Vertragsbedienstete 
diü·c.hdie Erkrankung dienstunfähig war, auf 
dasUrla~bsausmaßnicht anzurec.hnen, wenn die 
Erkrankung länger als drei Kalendertage gedauert 
hat. Ist das Urlaubsausmaß des Vertragsbedien­
steten .in Stunden ausgedrÜckt (§ 27 d), so sind 
so viele -·St:undenauf das Urlaubsausmaß nic.ht 

-anzurechnet:l, wieder Vertrag~bedienstete wäh­
rend der Tage seiner Erkrankung nach dem 
E>ienstplan Dienst zu leisten hätte. 

:(2) Der Vertragsbedienstete hat der Dienst­
stelle, niit der die Vereinbarung über den Er­
hcilungsurlaub -getroffen wurde (§ 27 e), nach 
dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung un­
verzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen, 
die nicht vom Venragsbediensteten zu vertre­
ten . sincJ:,nichtrnöglic.h, so gilt die Mitteilung 
als r,e.chtzeitig, w.enn: sie unmittelbar nach Weg­
fall . des Hinderungsgrundes nachgeholt -wird. 
Beim Wiederantritt des Dienstes· hat der Ver-

-- -

Der- Anspruch auf Erholungsurlaub ~erfällt, 
wenn der Vertragsbedienstete den Erholungsur­
laub nicht bis zum 31. Dezember des dem Ur­
laubsjahr folgenden Kalenderjahres, verbraucht 
hat. Ist ,der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt 
aus dienstlichen Grün9-en nicht möglich, so tritt 
der Verfall ,erst mit Ablauf des folgenden Kalen­
derjahres ein. 

§ -28. Unterbrechung des 'Erho­
lu n g s u r lau he s und Ver h i b. d e:r u n g 

de.s Urlaubsantrittes 

(1) Die Vereinbarung über den Verbrauch des 
Erholungsurlaubes (§ 2Te) , schließt ,eine aus 
besonderen dienstlichen Rücksichten gebotene ab­
ändernde Anordnung nicht aus. Der Antritt oder 
die Fortsetzung des Erholungsurlauhes ist, .sobaI-d 
es der Dienst zuläßt, zu ermöglichen. 

(2) Für die durch .eine .unvorhergesehene Rück­
berufung vomErholungsudaubveruisach-ren ;_Rei­
sen sind die Reisekosten nach den- Besti,ril-niungen 
der Reisegebührenvorschrift 1955; BGB1. Nr. 133, 
zu vergüten. 
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§: 28,a, E nts eh äd ig u ng: f ü.r· den E r­
ho lu:n:g s'ur 1 a.u b 

(1) DerVertiagsHedienstete hat Anspruch auf 
eine Entschädigung, wenn . das DienStverhältnis 
nach dem Entstehen des Urlaubs anspruches, je­
dO'ch- vor Verbrauch des Erholungsurlaubes endet 
(Urlaubsentschädigung). 

(2),DieUrlauhsentsdlädigunggebührt in der 
Höhe jenes Teiles des Monatsentgeltes und der 
Haushaltszulage; der dem Vertragsbediensteten 
während' des Erholungsurlaubes zugekommen 
wäre, we'nn er ·diesen in dem Kalenderjahr ver­
braucht hätte, indem derUrlaubsanspruch ent­
stal1den.ist. 

(3) Ein Anspruch auf Urlaubsentschädigung 
. besteht nicht, wenn der Vertragsbedienstete 

1. in ein öffentlich':'reditliches Dienstverhältnis 
zum Bund ,übernommen wird, 

2. ohne·. wichtigen Grund 'vorz~itig austritt; 

'3 .. aus seinem Verschulden entlassen wird oder 

4. wenn das .Dienstverhältnis in. den ersten 
sechs Monaten des Kalen:derjahresdurch ein­
verständliche Lösung, Zeitablauf oder Kün­
digung. seitens -des Vertragsbediensteten en­
det. 

§ 2gb. A b f i n dun g für den E r h 0-

lu ngs u r lau b 

(1) Oer Vertragsbedienstete hat Anspruch auf 
eine Abfindung, wenn das Dienstverhältnis vor 
Verbrauch des Erholungsurlaubes endet und kein 
Anspr.uch auf Urlaubsentschädigung besteht (Ur­
laubsabfindung). 

(i) Die Urlaubs abfindung beträgt für jede 
Woche des Dienstverhältnisses ein Zweiundfünf~ 
zigsteldes' Teiles des Monatsentgeltes und der 
Haushaltszulage, der dem Veitragsbedi,ensteten 
während des Erholungsurlaubes zugekommen 
wäre, 

(3) Wird der Vertragsbedienstete in ein öffent­
lich-rechtliches Dienstverhältnis zum Bund über­
nommen, so besteht kein Anspruch auf Urlaubs­
abfindung. 

§28 c. V e' rl u st des Anspruches auf 
ErhoLungsu.rlaub und auf Urlaubs­

abfindung 

,Der Vertragsbedienstete verliert den Anspruch 
auf Erholungsurlaub und auf Urlaubs abfindung, 
wenn er ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt. 
Er verliert den Anspruch, auf Erholungsurlaub, 
wenn er aus seinem Verschulden entlassen wird; 
der Anspruch auf Urlaubsabfindung bleibt ihm 
in diesem Fall gewahrt. 

§ 29.,;H e im 3:Ju r la üb 

(1) Der' Vertragsbediei1stete,'d~r b.el·· eirier 
Dienststelle des Bundes außerhalb Europäs ver­
wendet wird oder als Vertreter (Beobachter) 
österreid1sbeieiner zwischenstaatlichen Organi­
sation außer halb Europas tätig ist, hat in ange':' 
messenen Zeitabständen Anspruch auf Heimat­
urlaub. 

(2) Das' Ausmaß des Heimaturlaubes' und 
die Festsetzung·· der Zeitabstände rlrischen" den 
Heimaturlauben hat so zu erfolgen', daß durch 
diesen Urlaub' die Verbindung mit der Heimat 
aufrechterhalten werden kanri und, soweit am 
Dienstort ungünstige' klimatische Verhältnisse 
herrschen, für diese Verhältnisse ein Ausgleich 
geschaffen wird .. 

(3) In jenem Kalenderjahr, in dem der Hei~ 
maturlaub. gebührt, entfällt der Anspruch ·auf 
Erholungsurlaub. 

(4) Das Nähere ist durch Verordnung der 
Bundesregierung. zu regeln,' insbesondere inwie" 
weit dem Vertragsbediensteten ariläßlich des 
Heimaturlaubes für ihn, für seinen Ehegatten und 
für die bei der Bemessung der· Haushaltsz1.11age 
berücksichtigten Kinder die· Kosten der Reise 
vom Dienstort nach österreich . und zurück zu 
ersetzen. sind. 

§·29a. Sortderurlaub' 

(1) Dem Vertragsbedieristeten. kann.·auf sein 
Ansuchen aus wichtigen persönlichen oder, fa­
miliären Gründen oder aus einem sonstigen be­
sonderen Anlaß ein Sonderurlaub' gewährt wer­
den. 

(2) Für die Zeifdes Sonderurlaubesbehältder 
Vertragsbedienstete den Anspruch auf die vollen 
Bezüge; .. ", .' . ..' 

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt wer­
den, wenn keine zwingenden dienstlichen Er­
fordernisse entgegenstehen, und darf die dem 
Anlaß angemessene Dauer nitht übersteigen; 

(4) Die Gewährung eines Sonderurlaubes, der 
ununterbrochen mehr als drei Monate dauern 
soll, bedarf der Zustimmung· des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Fina:nzen. . . 

§ 29 b. Kar e n z u rl a u b 

(1) Dem Vertragsbediensteten ka:nnauf- sein 
Ansud1en ein Urlaub unter Entfall der Bezüge 
(Karenzurlaub) gewährt werden, sofern nicht 
zwingende dienstliche Gründe entgegensteheni 

(2) Die Zeit des· Kärenzurlaubes is~ fiiiRedite, 
die von. der Dauer des Dienstverhältnisses. ab­
hängen, nicht zu berücksichtigen. 

(3) Sind für die Gewährung eines> Karenz­
urlaubes andere als private Inter.essendes Ver~ 
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tragsbediensieten maß,..gebendund' liegen berück~ 
5ichtigungsw~rdige Gründe vor, so kann die 
zuständige Zentralstelle verfügen" daß die ge­
mäß Abs. 2 mit der Gewährung des Karenzur­
laubes verbundenen Folgen nicht oder nrcht im 
vollen Umfang eintreten. ' 

, (4) Für die Gewährung eines Karenzurlaubes, 
der ununterbrochen mehr als drei Monate 
dauern soll, ausgenommen er soll im Ansdlluß 
an einen' Karenzurlaub gemäß § 15 Abs. 1 
des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, ge­
währt werden, sowie für eine Verfügung gemäß 
Abs. 3 ist die Zustimmung des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Finanzen erforder­
lich. 

(5) Wurde die Zeit des Karenzurlaubes für 
Rechte, die Von der, Dauer des Dienstverhält­
nisses abhängen, nicht berucksidltigt, so ist diese 
Zeit dem Vertragsbediensteten auf Antrag zur 
Hälfte für die Vorrückung anzurechnen; die 
Anredlnung wird mit ,dem auf die Antragstel~ 
lung folgenden Monatsersten wirksam. 

§ 29 c. P fl e g e ~ ,r 1 a u b 

(1) Der Vertragsbedienstete, der wegen der 
notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haus­
halt lebenden erkrankten oder verunglückten 
nahen Angehörigen nachweislich an der Dienst­
leistung verhindert ist, hat, unbeschadet der 
Bestimmungen des § 29 a, Anspruch auf Pflege­
urlaub. Dieser Pflegeurlaub darf im Kalenderjahr 
sechs Werktage nicht übersteigen. 

(2) Als nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 
sind der Ehegatte und Personen anzusehen, 
die mit dem Vertragsbediensteten in gerader 
Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-, 
Wahl- und Pflegekinder sowie die Person, mit 
der der Vertragsbedienstete in Lebensgemein­
schaft lebt. 

,(3) §, 27 c Abs. 1 und 2 sowie § 27d sind 
für denPRegeurlaub ,sinngemäß anzuwenden." 

7. Im § 34 Abs. 2 lit. f wird die Zitierung 
,,§ 27 b Abs. 4 und 5" durch die Zitierung ,,§ 27 g 
Abs. 2" ersetzt. 

8. § 42 erhält folgende Fassung: 

,,§ 42. übe r s tell u n g 

(1) Wird ein Vertragslehrer aus dem Ent­
lohnungsschema Ir L in ein anderes Entlohnungs­
schema überstellt; so ist der für die neue Ent­
lcihnungsgruppe geltende Vorrückungsstichtags~ 
zu ermitteln, als ob der Vertragsbedienstete bzw. 
Vertragslehrer in diesem Zeitpunkt in die neue 
Entlohnungsgruppe aufgenommen worden wäre. 

. (2) Wird aus Anlaß der überstellung das;Be~ 
schäftigungsausmaß . herabgesetzt' oder lag das 
bisherige Beschäftigungsausmaß über dedür Voll­
besd1äftigung im EntlohnungsschemaIL v6rge~ 
schriebenen Höd1Stwocherutundenzahl, ist bei An­
wendung des § 15 Abs,. 8 die Ergänzungszulage 
von dem Monatsentgelt zu berechnen, das dem 
Vertragslehrer im Entiohnungsschemall L unter 
Zugrundelegung des neuen Beschäftigungsausma­
ßes, höchstens jedoch des für Vollbeschäftigung 
vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes gebührt 
hätte." 

9. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung:, 

,,(2) Die §§ 27 bis 28 c sind auf Vertrags­
lehrer nicht anzuwenden." 

Artikel 11 

(1) Für Vertragsbedienstete der Entlohnungs­
gruppen a, 'b, I pa, 11 und, 12, die sich am 
1. Juni 1977 in einem Bundesdienstverhältnis 
befinden, ist der Vorruckungsstichtag mit Wir­
kung von diesem Tage gemäß § 26 des Vertrags­
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Art. I und' gemäß Art. lIder i5. Vertragsbe­
dienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 199/1969, 
neu festzusetzen, wenn dieser Vorruckungsstich­
tag infolge der Neuregelung durch Art. I gün­
stiger ist als der auf Grund der bisherigen Be­
stimmungen für die Entlohnungsgruppe, inder 
er angestellt wurde, geltende Vorrückungsstich­
tag.' 

(2) Bei der Ermittlung des Vorrückungsstich~ 
tages nach Abs. 1 ist Art. III Abs. 5 der 15. Ver­
trags bediensteten gesetz-Novelle sinngemäß an -
zuwenden. Art. II Abs. 1 Z. 1 der 15. Vertrags­
bedienstetengesetz-Novelle ist' mit. der Maß­
gabe anzuwenden, daß an die Stelle der Anwen­
dung des § 26 Abs. 6 und 7 des Vertragsbe­
dienstetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I 
der 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle die 
Anwendung des § 26 Abs. 6 und 7 des Vertrags~ 
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des 
Art. I Z. 4 tritt. 

(3) Die bezugsrechtliche Stellung der, Ver-' 
tragsbediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach 
Abs. 1 neu festgesetzt wird, ist mit 1. Juni 1977 
um den Zeitraum zu verbessern, um den der 
gemäß § 19 Abs. 6 des Vertragsbedienstetenge~ 
setzes 1948 auf den nächstliegenden Vorrückungs­
termin gerundete verbesserte Vorrückungsstich­
tag vor dem gemäß § 19 Abs. 6 des Vertrags­
bedienstetengesetzes 1948 gerundeten bisherigen 
Vorruckungsstichtag li,egt. 

(4) Eine Anrechnung, gemäß § 6, Z. 6 des 
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, wird 
durch diese Maßnahme nach Abs. 3 nicht be­
rührt. 
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ArtikellII 

(1) Dieser Art. ist auf Vertragsbe~ienstete an­
zuwenden, die sich am 1. Juni 1977 in einem 
BUndesdienstverhältnis befinden und die im auf­
rechten Dienstverhältnis vor diesem Tag aus 
einer der Entlohnungsgruppen c, d, e;'p 1 bis 
p 6 und I 3 in eine der Entlohnungsgruppen a, 
b, I pa, 1 1 und I 2 überstellt werden. 

(2) Bei Vertragsbediensteten ist zu prüfen, ob 
sich unter der Annahme, die günstigeren über­
stellungsbestimmungen in der Fassung des Art. I 
hätten bereits zum Zeitpunkt der betreffenden 
überstellung gegolten, eine Verbesserung der be­
zugsrechtlicheil Stellung ergeben würde. Trifft dies 

zu, so ist ihre bezugsrechtliChe Stellung mit 
Wirkung vom 1. Juni 1977 ,dementsprechend neu 
festzusetzen. 

Artikel IV 

(1) Es treten in Kraft: 
1. Art. I Z. 6, 7 und 9 mit 1. Jänner 1977, 
2. di,e übrigen Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes mit 1. juni i977. -

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist die Bundesregierung,. in Angelegenheiten je­
doch, die nur 'den Wirkungsbereich eines Bundes­
mini~ters betreffen, dieser Bundesminister be­
traut. 

Erläuterungen 

Die Gewerkschaften verlangen schon seit lan­
gem den Wegfall desüberstellungsabzuges bei 
überstellungen in Entlohnungsgruppen, bei denen 
ein Eintritt mit dem 18. Lebensjahr vom System 
des Bezugsschemas in Betracht kommt. Derzeit 
wird bei einem Vertragsbediensteten, der in 
eine niedrigere Entlohnungsgruppe als dieEnt~ 
lohnungsgruppe b eintritt, und später in die 
Entlohnungsgruppe b oder eine gleichwertige Ent­
lohnungsgruppe überstellt wird, für diese neue 
Entlohnungsgruppe die vor der übersteIlung für 
die Vorrückung maßgebende Zeit (Dienstalter) 
nur nach einem Abzug angerechnet. Der Abzug 
beträgt zwei Jahre, wenn der Vertrags bedienstete 
die Reifeprüfung einer höheren Schule aufweist, 
und in den übrigen Fällen vier Jahre. 

Dieser übers~dlungsabzug soll durch die vor­
liegende Novelle mit Wirkung vom 1. Juni 1977 
beseitigt werden. 

Nicht betroffen von dieser "Abschaffung des 
übersteIlungsabzuges" sind Bezugsschemata, die 
davon ausgehen, daß für den Eintritt eine nach 
dem 18. Lebensjahr liegende Ausbildungszeit er­
forderlich ist. So geht das Bezugsschema der Ent­
lohnungsgruppe a davon aus, daß der Vertrags­
bedienstete vor dem Eintritt ein mindestens 
vierjährigesHochschulstudium absolviert hat. 
Ähnliches gilt für die Entlohnungsgruppen 1 2a 
(zwei Jahre Pädagogische Akademie). 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwur­
fes wird bemerkt: 

Zu Art. I Z~ 1 und 2: 

Hier erfolgt eine Neuregelung der überstel­
lungsbes~immungen analog dem Entwurf der 
30; Gehaltsgesetz-Novelle. Auf die EinleituI).g 
der Erläuterungen wird verwiesen. 

Zu Art. I Z. 3 bis 5: 

Diese Bestimmungen enthalten einen weiteren 
Teil der Neuregelung .der überstellungsbestim­
mungen analo'g dem Entwurf der 30. Gehaltsge. 
setz-Novelle; Auf die Einleitung der Erläuterun~ 
gen und auf die entsprechenden Erläuterungen 
zum Entwurf der 30. Gehaltsgesetz-Novelle wird 
verWIesen. 

Zu Art. I Z. 6: 

Zu § 27: . 

Abs. 1 entspricht dem derzeitigen § 27 Abs. 1. 
Es soll in diesem Absatz zum Ausdruck kommen, 
daß der Vertragsbedienstete Anspruch auf einen 
Erholungsurlaub hat und daß für ihn das Ka­
lenderjahr Urlaubsjahr ist. 

Durch den Abs; 2 soll, so wie bisher im § 27 
Abs. 1, eine sechsmonatige Wartezeit für den 
erstmaligen Verbrauch des Erholungsurlaubes 
vorgesehen werden. 

Zu § 27 a: 

Mit Bundesgesetz vom 7. Juli 1976, EGBL 
Nr. 390, wurl;le der vierwöchige Mindesturlaub 
für die Privatwirtschaft gesetzlich verankert. 
Durch Abs. 1 Z. 1 soll dies auch für den öffent­
lichen Dienst .erfolgen. 

Abs. 2 soll, für den öffentlichen Dienst neu, 
die Aliquotierung des Urlaubsausmaßes in dem 
Jahr vorsehen, in dem das Dienstverhältnis be~ 
gründet wurde. Es soll nunmehr der Bedienstete, 
dessen Dienstverhältnis nach dem 1. Juli beginnt, 
Anspruch auf einen anteilmäßigen Erholungs­
urlaub haben. Beginnt das Dienstverhältnis am 
1. Juli oder früher, so soll Anspruch auf das volle 
Urlaubsausmaß bestehen. 
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Gleichfalls neu, ist, die Bestimmung des Abs.3, 
in, dem: die' Aliquo,tierung, des Erholungsurlaubes 
für ein, Kalenderjahr vorgesehen wer.den soll" in 
das Zeiten eines Karenzurlaubes gemäß § 29 b 
fallen. Diese Bestimmung wurde in Anlehnung 
an die Bestimmung über: den Karenzurlaub ge­
mäß § 15 des Mutterschutzgesetzes, BGB1. 
Nr. 76/1957, geschaffen, dessen Inanspruchnahme 
auch eine Aliquotierung ~desErholungsurlaubes 
nach sich zieht., ' 

Nach Abs. 5 soll, so wie bisher, der 1. Juli 
Stichtag. filr die Ermittlung des Urla1,lbsausmaßes 
sein. Wird das entsprechende Dienstalter vor Ab­
lauf d~s 'dem: Stichtag folgen'den 30. September 
vollendet, so soll so vorgegangen werden, als 
wäre es bereits am 1. Juli vorgelegen. Damit soll 
eine Anpassung an § 19 Abs. 6 erfolgen, nach 
dem die für eine Vorrückung maßgebende Frist 
auch dann als am Vorrückungstermin (z. B. 
1. Juli) vollstreckt gilt, wenn sie vor dem Ablauf 
des dem 1. Juli folgenden 30. September liegt. 

Der in di,eser Bestimmung mehrmals verwen­
dete Begriff "Dienstalter" soll den bisher ver­
wendeten Begriff "Dienstzeit" ersetzen, weil 
der Begriff "Dienstzeit" bereits in einer anderen 
(seiner richtigen) Bedeutung im § 28 der Dienst­
pragmatik Verwendung findet. Unter Dienstalter 
ist die Zeit des Dienstverhältnisses zuzüglich der 
für. den Vorrücktingsstichtag maßgeblichen Zeiten 
zu verstehen. . 

Wurden dem Vertragsbediensteten anläßlidl der 
übersteIlung in eine höhere Entlohnungsgruppe 
Zeiten nicht angerechnet ("überstellungsab:wg"), 
so sollen diese Zeiten für die Berechnung des 
Urlaubsausmaßes weiterhin zu berücksidltigen 
sein. Wird ein Vertragsbedienstetet mit abge­
schlossenem HochscllUlstudium seinem Sttidium 
gemäß verwendet, so 'sollen ihm für di,~ Be­
messung des Urlaubsausmaßes bis zu fünf Jahre 
angerechnet werden. Um jedOch eine Doppel­
anrechnung, von, Zeiten, zu vermeiden, soU der 
angerechnete Zeitraum soweit vermindert wer.;. 
den', als bereits beim' Dienstalter eine entspre~ 
chende Zeit berücksichtigt wurde. 

Zu § 27 b: 

Diese dem derzeitigen§ 27' a nachgebildete Be­
stimmung soU für den Vertrags bediensteten, der 
eine der Voraussetzungen des Abs. 1 Z. 1 bis 4 
erfüllt, grundsätzlich unabhängig von dem Grad 
seiner Erwerbsverminderung, eine Erhöhung sei­
nes' Urlaubsausmaßes um zwei Werktage vorsehen. 
Diese zwei. Werktage sollen sich nach'Maßgabe 
der Schwere der: Minderung der Erwerbsfähig­
keitentsprechenderhöhen. Da die, Berufskrank­
heit für 'den Anspruch auf Leistungen aus der 
Unfailversicherung:, wie ein Dienstunfall zu be~ 
handeln, ist, erscheint es sinnvoll; sie diesem 
auch bezüglich der Erhöhung des Urlaubsaus­
maßes gleichzustellen. 

Durch die mehrmalige' Novellierung des 
Invalideneinstellungsgesetzes 1953 ist es, not­
wendig, die Gesetzeszitate entsprechend anzupas, 
sen. Bezüglich der Inhaber v,on Gleichstellungs­
besdleinigungen besteht derzeit folgende Rechts­
lage: Gleichstellungbesch'einigungen wurden ur­
sprünglich auf der Grundlage des §' 13 Ahs. 2 
des Invalideneinstellungsgesetzes 1953" BGB{; 
Nr. 21, ausgestellt. Durch das Bundesgesetz BGB1. 
Nr. 55/1958 wurde der Kreis der ansprudlSbe­
rechtigten Personen geringfügig verändert; Das 
Invalideneinstellungsgesetz 1969, 'BGBl. Nr. 22/ 
197,0, setzte das Invalideneinstellungsgesetz 1953 
außer Kraft und bestimmte in § '25 Abs; 1, 
,daß die auf der Basis des Invalideneinstellungii­
gesetzes 1953 ausgestellten Gleichstellungsbe­
scheinigungen weiterhin ihre Gültigkeit behalten. 
Neue Gleimstellungsbescheinigungen waren seit 
dem Inkrafttreten des Invalideneinstellungsge­
setzes 1969 gemäß dessen § 13 Abs. 2 auszu­
stellen. Seit dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 329/ 
1973 ist die Ausstellung von Gleichstellungsbe­
scheinigungen nicht mehr vorgesehen. Die In­
haber von Gleichstellungsbescheinigunge~; soweit 
diese Besdleinigungen auf Grund früherer ge~ 
setzlicher Bestimmungen ausgestellt wurden, gel;, 
ten weiterhin als begünstigte Invalide, sofern 
kein Aussdlließungsgrund gemäß § 2 Abs. 2 des 
Invalideneinstellungsgesetzes 1969 vorlic;gt und 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit mindestens 
25 v. H. beträgt. Beträgt die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit mindestens 50 v. H., so ist 
diesen Inhabern von Gleichstellungsbescheinigun-' 
gen nunmehr ein Bescheid gemäß § 14 Abs. 2 
des genannten Gesetzes auszustellen. Auf diesen 
Bescheid wird im Abs. 1 Z. )" des vorliegenden 
EniwurfesBedacht'genommen. ' 

Zu § 27 c: 

Nadl Einführung der FünJtagewoche im Bun­
desdienst im Jahre 1960 hat das Bundes~anzler­
amt mit Rundschreiben vom 29. Juni 1960~ 
Z1. 51200-3/60, die Umredmung des Urlaubs­
ausmaßes von Werktagen auf Arbeitstage für 
diejenigen Bundesbediensteten veranlaßt, für die 
die' Fünftagewoche gilt. Dies hat sich in. der 
Praxis bewährt und wurde aum in der Recht:': 
sprechung 'akzeptiert. Nunmehr soll eine ent­
spremende Bestimmung, in den vorliegenden (}e~ 
setzesentwurf aufgenommen. werden. Unter Be­
rücksichtigung ,des Urteiles, des Obersten, Ge~ 
richtshofes vom 2. Mai 1961,Z1. 4 Ob 53/61, soU 
bei einem Vertragsbediensteten, dessen Erholungs­
urlaub auf Arbeitstage umgerechnet ist, und bei 
dem während seines Erholungsurlaubes ein ge­
setzlicher Feiertag auf einen Samstag_ fällt" ein 
Urlaubstag gutgeschrieben werden. Die Gut" 
sdlrift soll dann erfolgen, 'wenn dem Samstag­
feiertag entweder einrnindestens fünf Tage 
dauernder Erholungsurlaub, vorangeht oder wenn 
der Samstagfeiertag vom Urlaub eingesdllossen 
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ist, das heißt, 'wenn sich der Erholungsurlaub 
zumindest auch noch :auf den Montag ,erstreckt, 
der dem Samstagfeiertag ,folgt. Beginnt der Er­
holungsurlaub an einem Montag, ,der einem 
Samstagfeiertag folgt, so soll keine Urlaubsgut­
schrift erfolgen. 

Zu §27 d: 

bisher nicht ,erlassen wurde, SO" wurde in der 
Praxis teilweise schon in der vom vorliegenden 
Entwurf vorgesehenen Weise vorgegangen. 

Scheidet der V ertragsbedieristete aus d.em 
Dienstbereich, indem Schicht- oder Wechseldtenst 
geleistet wird, aus, so ist sein Urlaubsausmaß 
wieder auf Tage umzuredmen. Hiebei kommt es 
darauf an, ob für den Vertragsbediensteten die 
Fünf- oder die Sechstagewoche gilt. Gilt die Fünf­
tagewoche, so ist gemäß § 27 ,auf Arbeitstage 
umzurechnen. Gilt die Sechstagew'oche, so hat die 
Umrechnung auf Werktage ,zu erfolgen. 

Gemäß §28 Abs. 2 der Dienstpragmatik, in 
Verbindung mit § 20 des Vertragsbediensteten­
gesetzes -1948, ist die Wochendienstzeit des Ver­
tragsbedienstetendurch einen, Dienstplanmög­
lichst'gleichmäßig und bleibend auf die Tage der 
Woche au-fzuteilen. Nach Abs. '4 'desselhenPa-ra- Zu § 27 e: 
graphen ist bei mehrschichtigeni Dienst oder 'bei Diese 'Bestimmung entspricht ,im wese~tlichen 
Wechseldienst (auch "Turnusdienst") ein Wechsel- dem derzeitigen Rechtsbestand (§ 27 Abs. 2 
dienstplan zu erstellen. In Dienstbereichen, in und 7), 
denen nach einem solchen Schicht- oder Wechsel-
dienstplan Diel).stgeleistet wird und in, denen es Zu § 27 f: 
deshalb.auchhäufig der Fall ist, daß der Dienst-
plan>eine ungleichmäßige ,Auf teilung der Wochen- Diese Bestimmung entspricht dem derzeitigen 
dienstzeit auf die einzelnen Tage ,der Woche Rechtsbestand (§ 27 Abs. 10). 
vorsieht, ,ist es in der Regel -nqtwendig, eine 
Urlaubsform zu finden, die nicht auf Tage be- Zu § 27 ,g: 
zogen ist. Es soll die, Dienstbehörde daher die _ Wie schon derzeit ,§ 27 b vorsieht, soll -eine 
Möglichkeit haben, das dem Vertragsbeöiensteten länger als dreiKalendertage dauernde Erkrankung 
zustehende Urlaubsausmaß in Stunden' auszu- während des Urlaubes auf den Urlaub rticht an­
drücken. Dadurch soll eine zufällige Begünstigung gerechnet werden. Ist ,ein Vertt.agsbediensteter, 
oder 'Benachteiligung gegenüber dem Vertrags- ,dessen Urlaubausmaß gemäß§ 27.d in Stunden 
bediensteten vermieden werden, der keinen' ausgedrückt ist, während des Erholungsurlaubes 
Schicht'- oder W echseldienst(" Turriusdienst") ver- länger als drei Kalendertage ,krank, so sollen 
sieht. Berücksichtigt muß dabei auch der Per- so-viele Urlaubsstunden nicht auf das Urlaubs aus­
sonenkreis werden, für den ein' verlängerter • miIß angerechn'et werden, als der Vertragsbedien­
Dienstplan gilt (Abs. 2). Die Bemessung des Er~ ste~e \Vährend ,der Krankheitstage, die in .den 
holungsurlaubes nach Stunden darf allerdings nur Urlaubszeitraum fallen, dienstplanmäßig Dienst 
erfolgen, wenn dies "im Interesse des Dienstes zu leisten hätte. 
geboten ers~eintund den Interessen der Bedien- Nunmehr soll bei ,einer Erkrankung im Aus­
st:ten._nicht z}lwiderläuf.t". Diensl}iches ~nteresse land~in ärztlichesZeu,gnis über die Erkrankung 
WIrd In allen Jenen BereIchen vorlIegen, In denen bzw. eine ambulante Behandlung in'einer Kran­
es nur' durch die Festlegung des Erholungsurlau- kenanstalt 'ausreichen, um den Anspruch auf G~~­
bes in Stunden zu einem ordnungsgemäßen Ab- schrift der Urlaubstage zu wahren. Damit .5011 

lauf des Urlauhsyerhrauches kommen, kann. Von dem Bundesgesetz .vom 7. Juli 1976, :SGBL 
einerBee~nträ:htigung der Intere~sen derBedien~ Nr. 390, Rechnung getragen werden, das eine 
steten wI:.d Jedenfalls dann. hlchtgesprochen solche Regelung auch für die .Privatwirtschaft 
werden' konnen, wenn das In Stu,nden aus ge- 'vorsieht. 
drückte UrlaubsausmaßdieH:öhedes für den 
Vertragsbedie~steten gemäß § '27 a und gegebe- Zu §27 h: 
nenfalls auch gemäß § 27 b vorgesehenen Urlaubs-
ausmaßes erreicht. Eine ähnliche .Bestimmung enthält schon der-

zeit § 27 -Abs.8: Die Praxis hat -jedoch gezeigt, 
Tritt der Vertragsbedienstete einenE1"holuhgs-'daß die 'Befristung :desUrlaubsverbrauchesmit 

u'rlaub, an, so ist die _Feststellung des UrIaubs- 30. April des folgenden Kalenderj:thres zu eng 
verbrauches an Hand des Dienstplanes 'zu treffen. w:ar. Nunmehr soll der Urlaubsverbraum bis 
Erstreckt sich der Erholungsurlaub z. B. auf drei 3LDezeniber,'d-es Jolgenden"Kalertderjahres mög­
Tageundhätte.der-Verttagsbediensü~te in diesen 'lichsein. Ist aus dienstlichen Grundender Ur­
drei Tagen rtathden1'Diens~plari20 Sturidenlaubsv.erbraum bis zu diesem Termin nicht mög­
Dienst ,zu leisten, so sind' vom noch zustehenden' ,lim, so· soll 'der Erholungsurlaub aueh.nochfID: 
tJrlauhsausrn,aß 20 ,Stunden abzusetzen. .' . darauffolgenden Kalenderjahr konsuiniertwerden 
.' Zu'. e~er~hnIichen _Regelung. gah ,smonbisher können .. Aus dem Erholungszweckdes Urlauhes . 

§,27. Abs. ?dle Handhal;)e.Werin auch die.dort ergibtsich,'daß detjährliche Verobraudi desEr~ 
vorgesehene.:V erordnung der Bundesregierung holungsurlaubes 'arizustreben ist~ Dies in der'Regel ' 

502 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 11

www.parlament.gv.at



10 502 der Behlagen 

. zl,i ermöglichen, ist Aufgabe des zUständigen 
Vorgesetzten. Der Nichtverbrauch . des Urlaubes 
bis zum 31. Dezember des folgenden Kalender­
jahres aus dienstlichen Gründen soll sich dal;ter 
auf Ausnahmefälle beschränken. 

Zu § 28: 

Diese Bestimmung folgt im wesentlichen der 
Bestimmung des derzeitigen § 27 Abs. 7 über die 
Unterbrechung des Urlaubes und die Verhinde­
rung' des· Urlaubsantrittes. Zur Klarstellung soll 
im Abs. 2 die Bestimmung aufgenommen werden, 
daß für die durch eine unvorhergesehene Rüdi­
berufung vom Urlaub verursachten Reisen, die 
Reisekosten nach den Bestimmungen der Reise­
gebührenvorschrift .1955' zu vergüten sind. Die 
Ziffer 5 des Rundschreibens des Bundeskanzler­
amtes vom 11. Mai 1956, Z1. 48 900-3/56, (An­
ordnung, daß ein schon bewilligter Urlaub nicht 
angetreten oder nicht fortgesetzt werden darf) 
wird weiterhin zu·J:)eachten sein.· 

Zu § 28 a: 

In Anlehnung an die Bestimmungen des Bun­
desgesetzes über die Vereinheitlichung des Ur­
laubs rechtes und Einführung der Pflegefreistellung 
vom 7. Ju111976, BGBl.Nr. 390, das i~ § 9 eine 
UrlaubsentsChädigung vorsieht, soll auch dem 
Vertragsbediensteten, dessen Dienstverhältnis 
nach-dem· Entstehen . 'des Urlaubsanspruches, 
jedoch vor Verhrauch des Urlaubes endet,. der 
Anspruch auf eine solche Entschädigung erwach­
sen. Die Höhe der Urlaubsentschädigung soll sich 
nach der Höhe des Monatsentgeltes und der 
Haushaltszulagerichten, das der Vertragsbedien­
stete während des Urlaubes erhalten hätte . 

. Endet das ])ien~tverhältnis wegen der über­
nahme des Vertragsbediemteten in ein öffentlich­
l'echtliches Dienstverhältnis zum Bund, so soll 
kein Anspruch' auf eine· Urlaubsentschädigung 
eritstehen. Diese Bestimmung steht in einem engen 
Zusammenhang mit der' fur die Bu·ndesbeamten 
geltenden Besdmmung tb er die Anrechnup.g eines 
Urlaubes im Vertragsdienstverhältnis (§ 28 des 
im Entwurf vorliegenden Beamten-Dienstrechts­
gesetzes) und soll verhindern, daß bei übernahme 
aus dem Vertragsdienstverhältnis in das öffent­
lich~rechtlicheDienstverhältnis an die Stelle des 
Naturaluriaubeseine Geldentschädigung tritt. Die 
maßge):,licheBestirilmung in dem oben erwähnten 
§. 28 . des im Entwurf vorliegenden Beamten­
piemtrechtsgesetzessolliauten: "Ein. Urlaub,der 
in einem sütchen Vertragsdienstverhältnis für das­
selbe Kalenderjahr bereits verbraucht wurde, ist 
auf das dem Beamten gemäß §§ 26 und 33 ge­
bührende Urlaubsa\lsmaß anzurechnen." Ein An­
spruch auf Urlaubsentschädigung soll auch dann 
nicht bestehen, wenn der Vertragsbedienstete 
ohne wichtigen Grund vorzeitig . austritt, aus sei-

. nem Verschulden entlassen wird oder das Dienst-

verhältnis in den ersten sechs Monaten des Kalen­
derjahres,d; h. vom 1. Jänner bis 30. Juni, durch 
einveniehmliche Lösung, Zeitablaufoder Kündi­
gung seitens des Vertragsbediensteten endet .. 

Zu § 28 b: 

Für den Fall, daß das Dienstverhältnis vor 
Verbrauch des Urlaubes endet, ein Anspruch auf 
Urlaubsentschädigung nicht besteht und keine 
Gründe vorliegen, die den Verlust ·der Urlaubs­
abfindung bewirken (vorzeitiger Austritt ohne 
wichtigen Grund), soll dem Vertragsbediensteten 
ein Anspruch auf Urlaubsabfindung zukommen. 
Die Höhedet Urlaubsabfindung soll sich nach der 
Höhe des Monatsentgeltes und der Haushalts­
zulage sowie der Dauer des Dienstverhältnisses 
richten. Die vorliegende Bestimmung folgt somit 
im wesentlichen dem derzeitigen § 28. 

Wird der Vertragsbedienstete . in ein öffeq.tlich­
rechtliches Dienstverhältnis zum Bund übernom­
men, so soll, aus den gleichen Gründen wie zu 
§ 28 ~ (Urlaubsentschädigung)- ausgeführt, kein 
Anspruch auf Urlaubsabfindung entstehen. 

Zu § 28 c: 

So wie derzeit im § 29 geregelt, soll der Ver­
tragsbedienstete, wenn er ohne wichtigen Grund 
vorzeitig austritt, sowohl den Anspruch auf Ur­
laub. als auch auf eine entsprechende Abfindung 
verlieren. Wird er entlassen, soll zwar der An­
spruch auf Naturalurlaub verlorengehen, der 
Anspruch auf die Urlaubsabfindung soll jedoch 
bestehen bleiben. 

Zu § 29: 

Die Bestimmung über den Heimaturlaub ent­
spricht im wesentlichen dem derzeitigen § 27 c. 

Zu § 29 a:' 

Diese Bestimmung folgt itri wesentlichen dem 
derzeitigen §27 d. Soll der Sonderurlaub un­
unterbrochen mehr als drei Monate ,dauern, so 
soll, zur Erzielung einer einheitlichen Verwal~ 
tungspraxis, die Zustimmung des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Finanzen erforder­
lich sein. 

Zu§ 29b: 

. Di~ Bestiinniung über den Karenzurlaub ent': 
spriCht im wesentlichen dem derzeitigen §27 e. 
Soll der Karen·zurlaub drei Monate überschreiten, 
so . soll auch hier (so wie bei der Gewihrung 
eines Sonderurlaube$ über ·drei Monate). die Zu­
stiminung des Bundeskanzlers und: die Zustim­
mung des Bundesministers für Finanzen erforder­
lich sein. Eine solche Zustimmung soll auch für 
die Erklärung erforderlich sein, daß die Zeit eines 
Karenzurlaubes für Rechte, 'die von der Dauer 
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des Dienstv·erhältnisses abhängen, zu berücksich­
tigen ist. Soll ein Karenzurlaub jedoch im An­
sdlluß an einen Karenzurlaub gemäß § 15 Abs. 1 
des Mutterschutzgesetzes gewährt werden und 
länger als drei Monate dauern, so soll bezüglich 
der Dauer die Zustimmung des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Finanzen nimt erfor­
derlich sein. Dadurch soll die Dienstbehörde in 
die Lage versetZt werden, möglichst rasch über 
derartige Anträge entscheiden zu können. 

Zu § 29 c: 

Diese Bestimmung folgt der im wesentlichen 
gleichartigen Bestimmung des Bundesgesetzes vom 
7. Juli 1976, BGBL Nr. 390, über die Pflegefrei­
steIlung. 

Der Anspruch auf einen Pflegeurlaub soll dem 
Vertragsbediensteten helfen, seiner sittlichen Ver-' 
pflichtung zur Pflege eines im gemeinsamen Haus­
halt lebenden erkrankten oder verunglückten 
nahen Angehörigen nachzukommen. Dem Ver­
tragsbediensteten sollen hiezu im Kalenderjahr 
sechs Werktage zur Verfügung stehen. Da es sich 
hiebei um eine Art von Sonderurlaub handelt, 

. sind auch für die Zeit eines Pflegeurlaubes die 
Bezüge weiterzuzahlen. Die Pflege durch den 
Vertragsbediensteten muß notwendig sein. Das 
heißt, es müssen zwingende Gründe vorliegen, 
die die Pflege ausschließlich durch den Vertrags­
bediensteten erforderlich mamen. Die Notwendig­
keit der Pflege muß durch den Vertragsbedien­
steten nachgewiesen werden. Dieser Nachweis 
muß die Pflegebedürftigkeit des Angehörigen und 
das Nichtvorhandensein einer anderen Pflegemög­
lichkeit umfassen. Ob der Nachweis für das 
Nichtvorhandensein einer anderen Pflegemöglich­
keit gelungen ist, wird von der Dienstbehörde 
auf Grund von Ermittlungen zu beurteilen sein. 
Die Dienstbehörde wird auch zu trachten haben, 
daß der Vertragsbedienstete bei Vorliegen eines 
den Anspruch auf Pflegeurlaub begründenden 
Pflegefalles möglichst rasch in den Genuß des 
Pflegeurlaubes kommt. 

Reichen die im Abs. 1 vorgesehenen sechs 
Werktage im Kalenderjahr nicht aus, so ergibt 
sich aus der Formulierung " ... unbeschadet der 
Bestimmungen des § 29 a ... ",. daß die Möglich-
keit der Gewährung eines Sonderurlaubes be­
steht. Die Dauer eines solchen .sonderurlaubes 
wird sich am Einzelfall zu orientieren ha!ben. 

Die Bestimmungen des § 24 Abs. 7, welche die 
unverschuldete Verhinderung des Vertragsbedien-

steten an der Dienstleistung durch andere wichtige 
Gründe regeln, werden durch die Bestimmungen 
über den Pflegeurlaub nicht berührt. 

Die Bestimmungen des § 27 c über die Um­
redmung des Urlaubs ausmaßes von Werktagen 
auf Arbeitstage und des § 27 d über die st.unden­
weise Festlegung des Urlaubes in Bereichen, in 
denen Schicht- und Wechseldienst (Turnusdienst) 
geleistet wird, sollen auch für den Pflegeurlaub 
sinngemäß gelten. 

Zu Art. I Z. 7: 

Hier wird nur die Zitierung entsprechend den 
1i.nderungen unter Z. 6 berichtigt. 

Zu Art. I Z. 8: 

Siehe Erläuterungen zu Art. I Z. 3 bis 5. 

Zu Art. I Z. 9: 

Die Zitierungsänderung berücksichtigt die Neu­
fassung des Urlaubsrechtes durch Art. I Z. 6. 

Zu Art. 11 und 111: 

Diese Art. enthalten die übergangsbestimmun­
gen zur Neuregelung der überstellung. 

Art. III ist auf Vertragsbedienstete anzuwen­
den, deren Vorrückungsstichtag unter Anwendung 
der bisherigen übersteIlungsbestimmungen ermit­
telt wurde, wenn sich für sie auf Grund der 
neuen Bestimmungen ein günstigerer Vorrük­
kungsstichtag ergibt. 

Art. IV ist auf Vertragsbedienstete anzuwen­
den, die' im aufredlten Dienstverhältnis überstellt 
wurden und bei denen sich auf Grund der neuen 
übersteIlungsbestimmungen eine günstigere be­
soldungsrechtliche Stellung in der neuen Entloh­
nungsgruppe ergibt. 

Zu Art. IV: 

Abs. 1 regelt das Inkrafttreten. Es sollen die 
das Urlaubsrecht betreffenden Bestimmungen mit 
1. Jänner 1977 und die überstellungsbestimmun­
gen mit 1. Juni 1977 in Kraft treten. 

Abs.2 enthält die Vollziehungsklausel. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Kosten der Neuregelung des übersteIlungs­
verlustes sind in den Erläuterungen der gleich­
zeltlg eingebramten Regierungsvorlage emer 
30. Gehaltsgesetz-Novelle dargestellt. 
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